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Nach dem Parteitag zeigte sich das Spitzenpersonal zufrieden. Schließlich wurde ein Leitantrag
beschlossen, den alle ihn ihrem Sinn interpretieren. Die Mehrheit des Vorstandes und auch die
Parteilinke sprechen von einem Bekenntnis zu „offenen Grenzen“ und Antirassismus. Marx21
bezeichnet den Parteitag in einem Kommentar sogar als ein „Votum für Klarheit und
Geschlossenheit“

So klar und geschlossen war das Ganze offenkundig nicht. Sahra Wagenknecht interpretierte den
angenommenen Leitantrag in ihrem Sinn. Offene Grenzen heiße ja nicht offene Grenzen für alle,
sondern beziehe sich nur auf Asylberechtigte. Dabei machte sie sich die wirklichen Unklarheiten des
beschlossenen Antrags zunutze.

Doch auch die Gegenseite redete sich den Ausgang schön. Kipping zeigte sich zufrieden damit, kein
„Wohlfühlergebnis“ bekommen zu haben. Das gelang ihr mit 64 % (gegenüber 78 % im Jahr 2016)
und Riexinger mit 74 % (gegenüber 89 %) auch.

Versteckte Debatte

Festzuhalten bleibt, dass die eigentliche Debatte um die Migrationspolitik nur „versteckt“ geführt
wurde, als Aussprache nach der Rede von Wagenknecht. Eine Stunde lang durften dann
verschiedene Delegierte ihre Meinung kundtun, mal deutlicher kontra Wagenknecht, mal deutlicher
pro Kipping. Dort wurde die Fraktionsvorsitzende recht entschieden daran erinnert, dass sie doch
die Position der Partei vertreten sollte. Dieses für reformistische Parteien typische Dilemma hatte
dazu geführt, dass der Parteitag als Entscheidung über „offene Grenzen“ oder nationalstaatliche
Regulierung aufgefasst wurde. Dass der Leitantrag des Vorstandes von allen in ihrem Sinn
interpretiert wurde, sicherte ihm zwar eine übergroße Mehrheit. Geklärt wurde damit aber nichts.

Bei den Wagenknecht-KritikerInnen, die zu Recht die sozialchauvinistische und national-
reformistische Position bekämpfen, die auch von Leuten wie Fabio De Masi oder Ralf Krämer
getragen wird, fiel freilich auf, dass es sich auch hier um einen eigentümlichen Block handelt.

So präsentieren sich die Berliner SenatorInnen Breitenbach und Lederer als internationalistisch und
bemühen sich, Wagenknecht an jene programmatischen Versprechen und eine sozialistische Politik
zu erinnern, die in der Berliner Landespolitik ständig unter die Räder kommt. Schon hier hätten
viele „Linke“ wie AKL (inkl. SAV und ISO) sowie marx21 skeptisch werden müssen, aber auch viele
Delegierte, die sich nicht in die Flügel einsortieren wollen und stattdessen „personenbezogen“
orientiert sind. In Berlin wurden über 1.600 Geflüchtete abgeschoben. Der Senat betreibt PPP zur
schrittweisen Privatisierung von Schulen und anderen Bildungseinrichtungen. Der TV-L gilt eben
nicht für Beschäftigte der Servicetochtergesellschaften VSG (Vivantes) oder CFM (Charité) und
natürlich wird täglich Hartz IV umgesetzt. Wie auch aus Thüringen und Brandenburg bekannt,
verweisen diese SozialistInnen dann stets auf Bundesgesetze, die man ja nicht ändern könne, wenn
tagein, tagaus gegen das eigene Programm verstoßen wird.

Diese Widersprüche prägen schon seit einiger Zeit die Realität der Linkspartei und jede
Landesregierung verschärft diese nur mehr. Im Programm der Partei finden sich viele richtige
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Reformforderungen nach Mindestrente, Mindestlohn und Abschaffung von Hartz IV, nach mehr
Stellen und höheren Löhnen im Pflegebereich. Aber all das bleibt Schall und Rauch mit jeder
bürgerlich-kapitalistischen Regierung, an der die Partei sich beteiligt.

Verluste

Da die Fragen der Migration und des Kampfes gegen den Rassismus nicht offen diskutiert, die
Positionen nicht direkt einander gegenübergestellt wurden, erschienen sie notwendigerweise bei
anderen Themenkomplexen. So wurde diskutiert, warum die Linkspartei bei einigen
WählerInnengruppen verloren hat. Das sind die Arbeitslosen, die ärmeren RentnerInnen, die
sogenannten Abgehängten, speziell in Ostdeutschland. Diese WählerInnen erleben täglich, dass
Hartz IV, der Niedriglohnbereich und die Armutsrenten von der Linkspartei in
Regierungsverantwortung nicht abgeschafft werden, dass deren Regierungsbeteilung nichts an
ihren Lebensumständen ändert. Das sind die Gründe, warum die Partei in diesen
WählerInnengruppen verloren hat. Wenn dann das „Wagenknecht“-Lager glaubt, dass
sozialchauvinistische Rhetorik hilft, diese WählerInnen von der AfD zurückzugewinnen, dann geht
auch dies am Kernproblem vorbei. Die Linkspartei ist eine Partei, die nichts an den sozialen
Zuständen ändern kann, weil sie den Kampf gegen deren Ursachen schon längst aus dem Blick
verloren hat. Die Anbiederung an rassistisches und chauvinistisches Bewusstsein unter
Lohnabhängigen und Armen wird diese nicht von der AfD wegbrechen, sondern letztlich die Rechten
stärken.

Der interne Führungskonflikt um die Frage der „offenen Grenzen“ soll nun auf einer Vorstands- und
Fraktionsklausur diskutiert und „gelöst“ werden. Ob noch eine Kommission dazu eingerichtet wird,
ist unbekannt, aber de facto wird auch dadurch der Konflikt nur verlängert. Auch eine Klausur wird
wohl nur zu neuen Formelkompromissen führen. Derweil sammeln die sich neu formierenden Lager
und Allianzen in der Linkspartei ihre Truppen.

So sammeln Wagenknecht und Lafontaine für eine „neue“ links-populistische Bewegung, die sie
anführen wollen. Die aktuellen Umfragen der Bild-Zeitung, des Springer-Verlages mögen sie darin
noch bestärken und bestätigen. Bei einer fiktiven KanzlerIndirektwahl würde Wagenknecht
angeblich nur knapp hinter Merkel landen und einer „Wagenknecht“-Partei würden laut Bild derzeit
ca. 25 % ihre Stimme geben. So befeuert auch der Springer-Verlag den Führungskonflikt in der
Partei und die lässt es auch mit sich machen. Schließlich freut sich das populistische Lager,
wenigstens beim Boulevard gut anzukommen.

Spannend kann in dieser Hinsicht der Europaparteitag werden. Schließlich wollten Lafontaine und
Wagenknecht dort ihre „Sammlungsbewegung“ einfließen lassen. Dafür wird wohl auch das Prinzip
der „offenen Listen“ favorisiert werden, das „prominenten KandidatInnen“ erlaubt, mit ihrem
eigenen – natürlich noch rechteren – Programm anzutreten. Vor allem aber entscheidet so nicht der
Parteitag über die reale Wahlpolitik und Plattform für die Europawahlen, sondern diese werden
zwischen den Spitzen der Parteiflügel ausgehandelt.

Die „Linken“ und der Parteitag

In dem Artikel „Linkspartei und Migration – Status quo oder sozialistische Politik?“ haben wir
verschiedene Diskussionspapiere in der Linkspartei dargestellt. Diese standen zumeist zwar nicht
zur Abstimmung. Aber sie machen in jedem Fall deutlich, dass AntirassistInnen und SozialistInnen in
der Linkspartei politisch nicht nur mit den rechten Flügeln, sondern auch mit der Mehrheit der
Parteiführung brechen müssen, wenn sie nicht weiterhin als linke Flankendeckung des Vorstands
agieren wollen, mit jetzt äußerst zweifelhafter Unterstützung von den GenossInnen der
Landesregierungen.
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Marx21 – sicherlich in der Frage der Migration und der „offenen Grenzen“ am linken Flügel der
Partei angesiedelt – verweist darauf, dass die Frage des Rassismus die Partei und auch die
bestehenden Strömungen aufmischt, zu einer Neuformierung drängt. Sie unterlassen es aber, der
Realität – nämlich der Rechtsentwicklung in der Linkspartei und dem Stärkerwerden
chauvinistischer und pro-imperialistischer Strömungen – ins Auge zu sehen und diese direkt zu
benennen. Die Linkspartei entwickle sich vielmehr zu einer „selbstbewussten Mitgliederpartei“. Als
Beleg führt marx21 an, dass 90 Delegierte in der Generaldebatte und 100 nach Sahra Wagenknechts
Rede das Wort ergriffen haben – dummerweise jedoch nicht für eine konsequente anti-rassistische,
internationalistische und revolutionäre Politik. Es handelte sich vielmehr um die Zuspitzung eines
Flügelkampfes – samt den unvermeidlichen Versöhnungsreden, dass sich doch alle „auf das
Gemeinsame“ besinnen mögen – zwischen zwei bürgerlich-reformistischen Flügeln der Partei, deren
reale Praxen in Bezug auf Abschiebungen, Migration keineswegs so weit voneinander entfernt sind.

Noch weitaus problematischer wird es freilich, wenn linke Gruppierungen selbst nicht auf einer
konsequent anti-rassistischen Grundlage die Migrationspolitik der Rechten und der Führung
kritisieren, sondern dieser Politik entgegenkommen. Stellvertretend für diese Tendenz sei auf ein
Interview der SAV mit ihrem Bundessprecher und Parteitagsdelegierten Sascha Stanicic verwiesen.
Dort heißt es zur Frage der „offenen Grenzen“:

„Katja Kipping sagt ja, dass das Eintreten für offene Grenzen eine Frage der Haltung ist. Das kann
ich nachvollziehen. Die Frage ist trotzdem, ob diese Formulierung die beste ist, um Politik für
MigrantInnen zu machen. Ich bin natürlich nicht gegen offene Grenzen, aber es kann solche im
Rahmen des Kapitalismus nicht geben. Letztlich müssen wir sagen, dass eine Welt ohne Grenzen nur
in einer sozialistischen Welt möglich ist. Das bedeutet aber, dass die Formulierung im Sinne einer
Forderung wenig hilfreich ist. Hinzu kommt vor allem aber auch, dass es ein Reizbegriff ist, der
Teilen der Arbeiterklasse schwer vermittelbar ist.“
(https://www.sozialismus.info/2018/06/der-parteitag-hat-der-linken-gut-getan/)

Stanicic versucht hier, die Forderung nach offenen Grenzen als „wenig hilfreich“ hinzustellen, weil
sie im Kapitalismus ohnedies nicht verwirklichbar wäre. Warum aber wendet er dann diese
Überlegung nicht auf andere Forderungen an? Warum sollten wir eigentlich eine Anti-
Kriegsbewegung aufbauen, warum sollten wir Forderungen zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit
aufstellen, wenn wir doch wissen, dass der Kapitalismus nie friedlich sein kann, dass er nie ohne
eine mehr oder weniger große Schicht von freigesetzten ArbeiterInnen existieren kann? Warum
erklärt die SAV die Annahme der Forderung nach „Überführung der Schlüsselindustrien in
Gemeineigentum“ zu einer programmatischen Errungenschaft der Linkspartei, wenn wir doch alle
wissen, dass es natürlich keinen Kapitalismus geben kann, wo die zentralen Produktionsmittel dem
Privateigentum entzogen sind?

Wie der Kampf um offene Grenzen müssen auch diese Forderungen in den Rahmen des Kampfes
gegen den Kapitalismus, also ein Programm von Übergangsforderungen eingebettet werden. Dass
daher die Forderung nach offenen Grenzen als Grundlage des gemeinsames Kampfes der
Geflüchteten und der ArbeiterInnenbewegung in Europa mit dem Eintreten für eine andere
Gesellschaft verbunden werden kann und muss, scheint diesen „TrotzkistInnen“ schleierhaft.

Daher führt Stanicic auch ein anderes, das eigentliche „Argument“ der SAV an. Die Forderung nach
offenen Grenzen sei den ArbeiterInnen halt „schwer vermittelbar“. Ob es einfacher zu vermitteln ist,
dass wir neue Pflegestellen brauchen und die Reichen das bezahlen sollen, sei dahingestellt.
Immerhin gilt das im Kapitalismus auch nicht als Selbstverständlichkeit.

Erst recht geht der Verweis darauf, dass andere Forderungen neben der nach offenen Grenzen
erhoben werden müssen, daneben. Niemand hat je bestritten, dass wir z. B. gegen Residenzpflicht
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und Lagersystem, gegen jede Einschränkung von Geflüchteten auf dem Arbeitsmarkt, für den
Zugang zu erschwinglichem Wohnraum, zu Schulbildung, Rente und Krankenversicherung eintreten
müssen – und zwar für alle, die hier leben. Doch für eine internationalistische Politik ist es
kennzeichnend, diese Forderungen mit der nach offenen Grenzen, also der Abschaffung aller
Einreise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Geflüchtete und MigrantInnen zu verbinden.

Alles andere läuft letztlich darauf hinaus, den vorherrschenden chauvinistischen Stimmungen und
national-staatlichen Illusionen nicht „der“ ArbeiterInnen, sondern vieler einheimischen
Lohnabhängigen hinterherzulaufen. „Schwer vermittelbar“ ist die Forderung nach offenen Grenzen
ja nicht für alle Lohnabhängigen und Unterdrückten, sondern allenfalls für jene, die schon in den
nationalen Arbeitsmarkt und die staatliche Ordnung integriert sind. Jene, die sich zur Zeit auf der
Flucht befinden, werden die Öffnung der Grenzen in der Regel wohl nichts als „unvermittelbar“
empfinden. Eine revolutionäre Politik muss jedoch vom Gesamtinteresse einer internationalen
ArbeiterInnenklasse, nicht vom Sonderinteresse der ArbeiterInnen in einem Nationalstaat ausgehen.

Hier heißt es, eine offensive, klare Sprache zu sprechen – gerade weil jede Abkehr von der
Forderung nach offenen Grenzen unwillkürlich die Frage nach Kriterien für die Zurückweisung, also
die Selektion von Geflüchteten und MigrantInnen durch den bestehenden, bürgerlichen Staat
aufwirft. Daher bedient die Relativierung der Forderung auch die rechteren reformistischen
Strömungen in der ArbeiterInnenbewegung, so wie deren Ruf nach „kontrollierter Zuwanderung“
letztlich Wasser auf die Mühlen der Rechten ist.

Wie weit das schon gehen, wie abstrus und gefährlich das werden kann, verdeutlichen
AnhängerInnen des Wagenknecht-Flügels, vor allem in den berüchtigten sozialen Medien. Dort wird
in verschwörungstheoretischer Manier „erklärt“, dass die „No Border“-Neoliberalen nur
gemeinsame Sache mit dem Finanzkapital machen würden, wobei darunter auch schon Kipping fällt.
Solche reaktionären Märchen hatte schon Lafontaine verbreitet. Im Anschluss an den Parteitag
lernten wir nun den Begriff „Replacement Migration“ als Instrument des globalen, speziell US-
Imperialismus kennen, als imperialistischen „Menschenhandel“. Dieser hätte z. B. den syrischen
Bürgerkrieg angezettelt, um die Menschen nach Europa zu „treiben“ und so die europäischen
Länder zu schwächen. Ersetzt werden sollen wohl die europäischen Völker durch
„Masseneinwanderung“ und schon sind wir bei der rassistischen These des „großen Austauschs“
angekommen, welche von Identitären und anderem nationalistischem bis faschistischem Gesindel
vertreten wird. Viktor Orbán und Konsorten lassen grüßen!

Jene Kreise, welche sich in den sozialen Medien schon als „neue linke Sammlungsbewegung“
generieren, haben zum 200. Jahrestag von Karl Marx sämtliche Erkenntnisse auf den Kopf gestellt.
Waren Marx und Engels und alle folgenden RevolutionärInnen darauf besinnt, dass der
Klassenkampf nur der „Form“ nach national stattfindet, nämlich im Gegensatz zur nationalen
Bourgeoisie, so insistierten sie darauf, dass der Inhalt stets international, internationalistisch zu sein
habe, eben weil der Kapitalismus ein globales System ist.

InternationalistInnen, SozialistInnen, AntikapitalistInnen in der Linkspartei müssen eine
Entscheidung treffen. Sind sie Teil einer Partei, der immer offener den Nationalstaat als Instrument
ihrer Politik, des Klassenkampfes begreift, sich weiterhin deutlich zur Regierungsoption mit SPD
und Grünen bekennt – oder wird damit gebrochen? Diese Entwicklungen von
Nationalstaatsphantasien über Einwanderungsregulation bis zu abstrusen nationalen Theorien der
„Replacement Migration“ sind Teil des gesellschaftlichen Rechtsrucks, der natürlich auch in den
„linken“ Parteien, den ArbeiterInnenparteien angekommen ist. Diese zu bekämpfen, gehört heute zu
den dringlichsten Aufgaben. Dabei helfen uns weder Gott, Kaiser noch Tribun – das müssen wir
schon selber tun!


